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Schutz der Kinder und Jugendlichen, z. B. den Verkauf von 
Alkohol an Jugendliche (§§ 7, 14 KJSchVO).
— Zunehmend werden Anstrengungen zur weiteren Qualifi­
zierung der Ordnungsstrafbefugten bei den örtlichen Räten 
unternommen. Berichterstattungen der Ordnungsstrafbefug­
ten vor der Volksvertretung (§ 20 Abs. 2 OWG) werden stär­
ker zur Qualifizierung und zur Erhöhung der Wirksamkeit 
der Arbeit mit dem Ordnungswidrigkeitsrecht genutzt.

Schulungen und Beratungen mit Ordnungsstrafbefugten, 
Vertretern der Justizorgane und der Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion (Magdeburg) sowie jährliche Wochenendlehrgänge 
anhand eines Schulungsprogramms (Saalkreis) sind Wege 
einer wirksamen Qualifizierung. •

1.2. Bauwesen
Untersuchungen im Saalkreis bezogen sich ausschließlich auf 
die Verhütung und Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten 
im Zusammenhang mit der Errichtung und Veränderung von 
Bauwerken der Bevölkerung. Dabei ergaben sich folgende 
Feststellungen:

Die Realisierung des Eigenheimbauprogramms trägt zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen zahl­
reicher Bürger bei. Hervorzuheben ist die langfristige Vor­
bereitung der Bürger auf ihr Bauvorhaben. In Aussprachen 
mit diesen Bürgern werden Fragen zum Bautyp, zur Mate­
rialbeschaffung, zur Kreditierung u. ä. besprochen. Da auch 
Vertreter der Kreditinstitute, .der Staatlichen Bauaufsicht, der 
Baustoffversorgung und der Bäuerlichen Handelsgenossen­
schaften teilnehmen, können viele Fragen an Ort und Stelle 
beantwortet werden.

Zugleich wurden aber auch Ordnungswidrigkeiten bei 
Eigenheimbauten, Erholungsbauten sowie Um- und Aus­
bauten festgestellt. Sie bestehen vorwiegend darin, daß Bau­
werke ohne Zustimmung des zuständigen örtlichen Rates 
errichtet oder verändert werden (§§ 3, 10 der VO über die 
Verantwortung der Räte der Gemeinden, Stadtbezirke, Städte 
und Kreise bei der Errichtung und Veränderung von Bau­
werken der Bevölkerung — BauVO — vom 22. März 1972 
[GBl. II Nr. 26 S. 293] i. d. F. der EigenheimVO vom 31. August 
1978 [GBl. I Nr. 40 S. 425] und der VO über die Staatliche 
Bauaufsicht vom 30. Juli 1981 [GBl. I Nr. 26 S. 313]). Hierbei 
handelt es sich insbesondere um folgende Erscheinungen:
— Projektfremde Dachkonstruktionen und Unterkellerungen, 

nicht im' Projekt enthaltener Anbau von Windfängen, 
Garagen, Schuppen und Ställen und Nichteinhalten ge­
forderter Grenzabstände bei Eigenheimbauten;

— Größenüberschreitungen bei Erholungsbauten (anstelle 
von Gartenlauben werden feste, als zweiter Wohnsitz 
nutzbare Bungalows -errichtet), Überdachung freier Sitz­
terrassen, nachträglicher Anbau von Toiletten, Geräte­
schuppen und Garagen für Kraftfahrzeuge;

— Abweichungen vom Projekt hinsichtlich der Größe bei 
Um- und Ausbauten.
Begünstigend wirken hierbei ungenügende Kontrollen, 

insbesondere in der Vorbereitungsphase der Bauvorhaben, 
die Bestätigung zu großzügiger Projekte (Abweichungen von 
staatlichen Standards, verschiedentlich von nicht registrierten 
Projektanten gefertigte Projekte, die Abnahme von Bau­
werken trotz festgestellter Rechtsverletzungen sowie die nicht 
genügende Ausschöpfung der Potenzen im Wettbewerb 
„Schöner unsere Städte und Gemeinden — Mach mit!“ in 
Verbindung mit dem Ringen um die Anerkennung als „Be­
reich der vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“.

Es ist das Bemühen festzustellen, auf Ordnungswidrig­
keiten mit Konsequenz zu reagieren und von den rechtlich 
vorgesehenen Möglichkeiten Gebrauch zu machen.

Der Unterstützung der Bürger und zugleich der wirksamen 
Vorbeugung von Ordnungswidrigkeiten dient auch die sehr 
zeitaufwendige Tätigkeit der in allen Städten und Gemeinden 
des Saalkreises bestehenden ehrenamtlichen Beauftragten der 
Staatlichen Bauaufsicht (80 Prozent Ingenieure und 20 Pro­
zent Meister) sowie der Mitglieder der örtlichen Bau- 
kqmmissionen. Jeder ehrenamtliche Beauftragte der Staat­
lichen Bauaufs'icht wendet jährlich durchschnittlich 76 Stun­
den für Projektprüfung, 28 Stunden für die Bauausführung 
und 16 Stunden für die Anfertigung von Prüfbescheiden 
auf.

Zur weiteren Aktivierung gesellschaftlicher Kräfte, ins­
besondere der Mitglieder der örtlichen Baukommissionen und 
Aktivs, bedarf es einer strafferen Leitung.

Verschiedentlich wurde darauf hingewiesen, daß bei 
Ordnungswidrigkeiten im Bereich des Bauwesens selbst die 
Obergrenze der angedrohten Ordnungsstrafen oft nicht die 
angestrebte erzieherische Wirkung zeigt, vor allem dann nicht, 
wenn der Rechtsverletzer bei der Begehung der Ordnungs­

widrigkeit die Ordnungsstrafe von vornherein gewisser­
maßen in die Baukosten einkalkulierte. Hier haben sich an­
dere Maßnahmen als wirksam erwiesen, wie z. B. die staat­
liche Erfassung der ohne Genehmigung errichteten Bauwerke 
als Wohnraum (§ 13 WRLVO) bzw. in besonders krassen 
Fällen der Abriß nicht für Wohnzwecke nutzbarer Bauwerke, 
wenn das gesellschaftliche Interesse die Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes erfordert (§§ 11 Abs. 1, 5 Abs. 5 
BauVO).

Die Organe der Staatlichen Bauaufsicht wenden auch ge­
mäß § 29 der VO über die Staatliche Bauaufsicht vom 
30. Juli 1981 (GBl. I Nr. 26 S. 313) Zwangsgeld an, um von 
ihnen erteilte Auflagen durchzusetzen. Damit wurden gute 
Erfahrungen gemacht.

1.3. Wohnungswesen
Konsequenter muß das Ordnungswidrigkeitsrecht durch die 
örtlichen Räte gegenüber Bürgern angewendet werden, die 
erfaßten Wohnraum ohne Zuweisung, also rechtswidrig, z. B. 
nach Begründung von Scheinuntermietverhältnissen mit 
älteren Bürgern nach deren Ableben deren Wohnung, in 
Besitz nehmen (§ 24 WRLVO). Nicht immer werden In­
itiative und Engagement gesellschaftlicher Kräfte durch die 
staatlichen Organe zur Durchsetzung der staatlichen Ordnung 
auf diesem Gebiet genutzt. Andererseits werden wirksame 
Anstrengungen des Rates (z. B. in Berlin-Prenzlauer Berg) 
noch ungenügend propagiert und die gesellschaftlichen Kräfte 
nicht ausreichend informiert und orientiert.

Ein konsequenteres Wirksamwerden der Hausgemein­
schaftsleitungen durch Informationen an die Abteilung 
Wohnungspolitik, ein unmittelbares Reagieren der örtlichen 
Räte und auch die konsequentere Anwendung des Ordnungs­
widrigkeitsrechts haben sich hier bewährt.

1.4. Heranziehung zur gemeinnützigen Arbeit
in der Freizeit

Die gemäß § 6 Abs. 1 Ziff. 5 OWG als Ordnungsstrafmaß­
nahme mögliche Heranziehung zur gemeinnützigen Arbeit in 
der Freizeit bis zu 6 Tagen ist in den Fällen der Störung des 
sozialistischen Zusammenlebens (§ 4 Abs. 2 OWVO) sowie der 
Zuwiderhandlung gegen die kriminell gefährdeten Bürgern 
erteilten Auflagen (§§ 4 Abs. 3, 12 GefährdetenVO) vorge­
sehen.

Diese Ordnungsstrafmaßnahme hat überall dort ihren 
erzieherischen Wert, wo die örtlichen Räte mit Betrieben 
oder Einrichtungen, in denen die gemeinnützige Arbeit abge­
leistet werden soll, konkrete Vereinbarungen abgeschlossen 
haben, die auch alle notwendigen Festlegungen enthalten, wie 
Art und Weise der Arbeit, Aufsicht, Versicherung, Arbeits­
schutz, Werkzeuge und Geräte, Informationsbeziehungen 
usw.

Unterschiedliche Auffassungen gibt es über die Ableistung 
der gemeinnützigen Arbeit in der Freizeit. Einige örtliche 
Räte meinen, die Ableistung der gemeinnützigen Arbeit sei 
dann effektiv, wenn sie im Betrieb des Rechtsverletzers er­
folgt, so daß die fachlichen Kenntnisse genutzt werden kön­
nen. Andere örtliche Räte organisieren den Einsatz in den 
Betrieben der Stadtwirtschaft. Damit leisten die Rechtsver­
letzer ihre Arbeit meist dort, wo sie den Schaden anrichteten.

Es wurde vorgeschlagen, die gesetzliche Möglichkeit zu 
schaffen, den Ausspruch einer Heranziehung zur gemein­
nützigen Arbeit auch öffentlich bekanntzumachen. § 6 Abs. 1 
Ziff. 6 OWG sieht als weitere Ordnungsstrafmaßnahme die 
amtliche Veröffentlichung äuf Kosten des Rechtsverletzers 
vor. In Rechtsvorschriften ist aber diese Möglichkeit bisher 
nicht geregelt worden.

2. Vorschläge für die bessere Handhabung 
sowie für die Präzisierung 
des OWG und anderer Rechtsvorschriften

2.1. Bekanntmachung geltender 
Ordnungsstrafbestimmungen

Die letzte offizielle Bekanntmachung der geltenden Ord­
nungsstrafbestimmungen vom 9. März 1978 (GBl. I Nr. 10 
S. 130) gibt einen Überblick nach dem Stand vom 1. Januar 
1978. Seitdem sind 71 neue Ordnungsstrafbestimmungen er­
lassen worden und 57 außer Kraft getreten. Eine aktuelle 
Zusammenfassung der geltenden Ordnungsstrafbestimmun­
gen ist daher im Gesetzblatt bekanntzumachen (§ 43 
Abs. 3 OWG). Zur Zeit ist ein derartiger Überblick nach dem 
Stand vom 1. Januar 1981 lediglich in der Textausgabe „Straf­
gesetzbuch sowie angrenzende Gesetze und Bestimmungen“ 
(Berlin 1981) enthalten.


